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# Neue Schwierigkeiten
Die Situation , wie sie zu Beginn dieser Woche gleich

znach Überreichung der deutschen Note bestand , war os»
fenbar zu schön , als daß sie hätte von Dauer sein kön¬
nen . Schrittweise hat sie sich zum Schlechten verändert ,
und zwar mit jedem Tage der Woche mehr .

Erst hieß es , daß die Aufnahme der Note in Paris
recht günstig sei, und daß Briand zu weiteren mündli »
chen Verhandlungen bereit sei. Dann wurde gemeldet ,
die französische Regierung betrachte die Note doch mit
einiger Zurückhaltung . Und einen Tag später konnte
man lesen, daß Briand keine direkten mündlichen Be -
sprechuttgen mit Deutschland wolle , sondern die Absicht
habe , nun seinerseits eine neue Note zu entwerfen und
sie den Alliierten vorzulegen . Gleichzeitig setzte der Chor
der Pariser Presse ein . Und die Artikel , mit denen diese
Presse in den letzte« Tagen die deutsche Note und zumal
die letzte Reichstagsrede Stresemanns kommentiert hat ,
sind so geartet , daß man an einer Regelung der Sicher -
jheitssrage verzweifeln müßte , wenn Frankreich sich die
Ausfassungen dieser Blätter offiziell zu eigen macht .

Was den Umschwung in Paris herbeigeführt hat , läßt
sich schwer sagen . Es ist möglich , daß man bei der ersten
Durchsicht der Note mehr den entgegenkommenden Ton
berücksichtigte, bei genauerer Prüfung aber dann vor al¬
lem die in der Note vorgebrachten deutschen Wünsche
betrachtete . Und diese Wünsche wollen den französischen
Machthaber « anscheinend auch heute noch nicht einleuch -
ten . Zweifellos spricht bei allem auch taktische Überle¬
gung mit : Man will sich so unnachgiebig wie nur irgend
.möglich gebärden , um bei den unvermeidlichen Abstrichen
bann nur wvnig Konzessioneit machen zu iniissen . Es ist
auch die Rede davon , daß Stresemann außer den in der
Note genannten Wünschen noch eine ganze Reihe ande¬
rer Wünsche bei den vorgeschlagenen mündlichen Bespre¬
chungen vorbringen wolle . Was über diese neuen Wim -
sehe von einem Blatt mitgeteilt wurde , ist allerdings so
weitgehend , daß wir uns nicht denken können/ - die deut¬
sche Reichsregierung halte heute schon die Zeit für die
Anmeldung solcher Forderungen für gekommen .

; Kurz und gut : Die Situation hat sich arg verdüstert ,
imd der beste Beweis dafür ist die Tatsache , daß man
auch in London recht pessimistische Urteile zu hören be-
kommt . Wenn Frankreich wirklich darauf bestehen bleibt ,
daß es Sanktionen auch ohne den Völkerbund verhängen
Und auch, ohne de» Völkerbund zu fragen , als Garant
der polnischen Sicherheit mit der Waffe in der Hand auf -
treten könne , wenn es weiter darauf besteht , daß Deutsch -
land vor seinem Eintritt in den Völkerbund keine besrie -
digenden Zusicherungen hinsichtlich des § 16 der Völ¬
kerbundssatzungen (Durchmarschrecht ) gegeben werden
können , dann ist die Erörterung zum Abschluß eines si -
cherheitspakts allerdings aussichtslos . Denn dann würde
bei der ganzen Geschichte nur das eine herauskommen ,
.nämlich, daß Frankreichs Stellung noch mächtiger und
Deutschlands Stellung noch elender wird als zuvor .

Jnncrpolitisch ist es für die Reichsregierung zweifel¬los eine peinliche Überraschung gewesen , daß die Sozial »
dtmokraten , obwohl sie die Note ausdrücklich gebilligthatten , gegen das Vertrauensvotum stimmten , mit der
Begründung , eine Zustimmung könne als eine Villi -
Sung der gesaniten , also auch der inneren Politik des
Reichskabinetts aufgefaßt werden . Die Demokraten ha -
ven zwar dem Vertrauensvotum zugestimmt , aber auch
ihrerseits erklären lassen , daß sich diese Zustimmung ein -
« g und allein auf die Note beziehe . Ein Teil der sran -
Waschen Presse verwertet die Tatsache , daß die stärkstePartei des Reichstags , die Sozialdemokratie , gegen das
Vertrauensvotum gestimmt hat , zu einem neuen An »
griff gegen Deutschland und die Reichsregierung . Jeden -
falls ist durch diese Haltung der Sozialdemokraten die
Position der Reichsregierung gewiß nicht erleichtertworden .

Der Grund für dieses alles ist in den Kämpfe « um
Zollvorlage zu suchen. Hier stehen sich die Anschan -

ungen schroff gegenüber . Von der Opposition wird das« ollkompromitz der Regierungsparteien kritisiert , weil
v>ex Verzicht auf die Agrarmindestzölle angeblich nurscheinbar sei. Sollte sich die Zollvorlage , an deren An -
Kahme auf der Grundlage dieses Kompromisses wohlzu zweifeln ist, in Preiserhöhungen auf dem Le¬
bensmittelmarkt auswirken , so wird die innerpolitischeEnge ganz sicher außerordentlich ernst werden .

Die Erörterungen über die deutsche Note
Der diplomatische Berichterstatter des »Daily Telegraph "

teilt Mit , der französische Botschafter sei von Chamberlain
empfange « worden , dem er ein umfangreiches SchriftstückBriands überreichte , welches die ersten Bemerkungen de»
Quai d '

Orisay zur neuen deutschen Rote enthalte . Daran
habe sich eine ziemlich lange Erörterung angeschlossen . Weil
jedoch die britischen Diplomaten und juristischen Sachverstän -
digen bisher kein Zeit gehabt hätten / ihre Betrachtung Hu voll »
enden und das Kabinett die Note noch nicht geprüft habe ,sei Chamberlain noch nicht in der Lage gewesen , sich endgül -
tig zu irgendeiner der aufgeworfenen Fragen zu äußern .

Wie von anderer Seite gemeldet wird , habe er die Stelleder deutschen Note , die sich aus eine mögliche Änderung des
Regimes der Rhrinlandbesetzung bezieht , als unbedeutendund als in erster Linie für den deutschen inneren Gebrauch
bestimmt abgetan . Er habe auch der Ansicht zugeneigt , daßdas deutsche Ersuchen um zeitweilige Befreiung von gewissen
Bestimmungen des Artikels 16 der Bölkerbunossatzuug dem
Völkerbund selbst zur Entscheidung überlassen werden könne .Briand lege jedoch anscheinend Nachdruck daraus , daß Deutsch -
land keine derartige Befreiung gestattet und ihm nicht erlaubt
werde , diesen Artikel für die Förderung nach einer sofortigen
allgemeinen Rüstungsverminderung zu benutzen . Briand
betone auch , daß die gesamte Frage möglicher Sanktionen we-
gen irgend eines Reparationsverzuges von feiten Deutsch -
lands durch das im Londoner Vertrag vorgesehene Schieds -
verfahren geregelt worden sei. In dem Protokoll hätte sich
Frankreich jedoch das Recht zu bestimmten Sanktionen vorbe «
halten . Es heiße auch , daß Briand Einwände gegen das ge-
mischte System von Schieds - und Ausgleichsverträgen , fürdas Deutschland eintrete , erhob . Frankreich halte sein Recht
aufrecht , als einziger Garant und Schiedsrichter in deutsch -
polnischen und deutsch-tschechoslowakischen Streitigkeiten zuhandeln , falls Konflikt « in diesen Gegenden entstehen sollten .Die Franzosen scheinen eine vielleicht undeutliche Stelle in
Chamberlains Schreiben an Briand vom 18. Juni in Gens
falsch gelesen zu haben , die auf jeden Fall nicht so ausgelegtwerden dürfe , alz öS sie den Teil C iwr französischen Note
umstoße , wo die Autorität des Völkerbundes zur Behandlungaller Streitfragen durch eine völlig klare Formulierung auf »
recht erhalten werde .

Der Berichterstatter bemerkt außerdem , Frankreich sei jetzt
besonders darauf bedacht , daß der Pakt , wie er von Deutsch »land ausgelebt werde , von den Alliierten unmittelbar auf den
Völkerbund ubertragen werde , diese dazu ermächtigen würde ,jedes Eindringen der Reichswehr in die entmilitarisierte
Rheinlandzone als einen feindlichen Akt zu verhindern .Der Berichterstatter ist der Ansicht, daß , solange Frankreich
zustimme , die Entscheidung in einem solchen Falle nur von
allen alliierten Mächten einstimmig getroffen werden könnte ,der französische Einspruch an sich $u keinem ernsten Einwand
führen würde . Im Hinblick auf die gegen britischen Protest
erfolgte Besetzung Frankfurts durch die Franzosen und Bei -
gier im Jahre 1920 sei es ratsam , daß eine oberste Autorität
zur Auslegung des Begriffs „feindseliger Akt " bestimmtwerde . Der Bölkerbundsrat oder der Haager Gerichtshof
seien für diese Zwecke angemessen . Außerdem würde eine
solche Verweisung umso notwendiger , als gemäß dem geplan -
ten Pakt der in Frage kommende Artikel von einem einseiti -
gen zu einem zweiseitigen werden würde .

Dor Berichterstatter schließt : Die Unterschiede zwischen der
französischen und der deutschen Auffassung seien daher , wi «man sehe , sehr groß und in vielen Fällen von grundlegenderArt .

Der ..Times " zufolge seien die Ansichten der britische »
Regierung über die deutsche SicherheitSnotx gestern ' in einer
an den britischen Botschafter in Paris gerichteten Mitteilung
zusammengefaßt worden . Lord Crewe werde sie umgehendBraind übermitteln . Dies geschehe in Erwiderung auf die
Miteilung BriandS über die der französische Botschafter inLondon Chamberlain am Donnerstag unterrichtet habe . Es
sei jedoch nicht richtig , anzunehmen , daß Briands Mitteilungeine neue britische Schwierigkeit aufgeworfelt habe . In best -
unterrichteten Kreisen sei man gestern der Ansicht gewesen ,daß sie diej Tür für Verhandlungen offen lasse.Der .. Westminster Gazette "

zufolge scheine es möglich , daßwenn Chamberlain und Briand im Dezember zur Völker -
bundsversammlung nach Genf kommen werden , Stresemanneins Einladung erhalten werde , anweseich zu sein , um die

^Erörterungen zu beschleunigen . Es sei schwierig zu sagen ,ob durch solche persönliche Fühlungnahme zwischen den Au -
ßenminister » der verschiedenen zwischen der deutschen und der
französischen Auffassung bestehenden Unterschiede überbrücktwerden könnten . In gleicher Weise seien Briands Bemer -
kungen zur deutschen Antwortnote nur Umrisse und vorläufi¬ger Art . Es werde aller Geschicklichkeit Chamberlains bedür¬
fen , um die deutsch - ftauzbfische » Meinungsverschiedenheiten
zu überbrücken .

Der diplomatische Berichterstatter des „Dailh Telegraph '
will wissen , die letzten Entwicklungen bezüglich des Sicher -
heitspaktes hätten unter den britischen Ministern beträchtlicheBefürchtungen wegen der Zukunft der augenblicklichen Erör¬
terungen gezeigt . Obwohl die Note in den verschiedene ' ! Tei -
len sorgfältig gestützt worden sei, werde sie nicht nur als be-
friedigend , sondern als ausreichende Verhandlungsgrundlage
angesehen : aber die einschneidende » GegenforderungenBriands drohten einen Stillstand herbeizuführen . Baldwinund seine Kollegen beabsichtigten , eine sehr feste Haltung ge -
genüber allen übertriebenen und gefährlichen Forderungender in Frage kommenden Parteien anzunehmen . Jegliches
Schiedsgerichtssystsm , tzSZ .^ in -^ ö ^ tten werde .

müsse , wenn Großbritannien es annehmen solle, die Gewähr
geben , daß es zum Frieden und nicht zum Kriege führe .

Der „ Matin " glaubt zu wissen , daß bereits diplomatische
Werhaudlungen zwischen Paris u . Berlin über die Auslegungder deutschen Sicherheitsnote im Gange sind . Er glaubt , daßDeutschland sich hinstchtlich des französischen Porschlages überdie Ausgestaltung der Schiedsgerichtsberträge , die etwa mit
Polen und der Tschecho-Slowakei unter der Garantie und
Kontrolle Frankreichs abgeschlossen werden sollten , nicht
entgegenkommend zeigen werde .

Was den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund und die
Verpflichtung des Art . 16 anbetreffe , wünsche Reichsaußen ,
Minister Dr . Stresemann persönlich eine Anpafsungsformel
zu finden . Er glaube , daß man durch direkte Verhandlun¬
gen dazu gelangen könne . Wenn Frankreich wenig geneigt
sei, eine Konferenz ! hierüber anzunehmen , wünsche de«
Reichsaußenminister zu Beginn des Monats September «in
Znsammentreffen mit Chamberlain , Briand und anderen Ver -
tretern der an der Sicherheitsfrage interessierten Mächte in

Nach einer Havasmeldung aus London soll dqs ForeignOffice gestern seine Meinung über die deutsche Antwortnotein einer Note zusammengefaßt haben , die gestern dem eng «
lischen Botschafter in Paris übermittelt wurde . Dieser seilbeauftragt . Außenminister Briand mündlich hierüber Kennt -
nis zu geben .

Deutscher Reichstag
MTB . Berlin , 24 . Juli .

Auf der Tagesordnung steht die 3 . Beratung der Novell «
zur

Personalabbauverordnung .
Ein Regierungsvertreter ersucht den Reichstag den in der

zweiton Lesung gefaßten Beschluß auf Streichung des 8 14
über die Sonderoeyandlung der verheirateten Beamtinnen
wieder aufzuheben .

Frau Abg . Pfülf ( Soz . ) tritt dagegen für die Aufrechterhal -
tuna des Beschlusses der zweiten Lesung ein . Es sei in keiner
« 5eise berechtigt , die verheirateten Beamtinnen schlechter zustellen , als die übrigen Beamtinnen , indem ihr Dienstverhält -nis jeder Zeit am Monatsschluß mit einer Kündigungsfristvon 3 Monaten gekündigt werden kann .

Frau Abg . Ahrendsee (Komm .) wendet sich stark gegen die
Haltung der Regierung , die in diesem Falle die Frauen in
schlimmster Weise entrechten wolle .

Abg . Koch- Weser (Dem . ) bezeichnet es als eine Forderungder Gerechtigkeit und des Staatsrechts , daß endlich mit dem
Ausnahmerecht gegen die weiblichen Beamten Schluß gemachtwerde .

Ein sozialdemokratischer Antrag der in den höchsten Be»
soldungsgruppen die Pensionskürzungsbestimmungen wieder »
herstellen will , wird mit Sil gegen 140 Stimmen abgelehnt .

In der namentlichen Abstimmung wird dann der Antragder Regierungsparteien auf Wiederherstellung des Art . 14über die Sonderstellung der verheirateten Beamtinnen mit
verschiedenen Milderungen mit 232 gegen 166 Stimmen ange .
nommen .

Es wird noch ein Antrag der Regierungsparteien angenom¬men , wonach Artikel 14 mit dem Inkrafttreten des neue »;NeichsbeanUenrechtes spätestens jedoch am 31. März 1929
außer Kraft tritt .

Vor der Schlußabstimmung gibt Abg . Steinkopf iSoz .) fürdie sozialdemokratische Partei die Erklärung ab , die Wieoer -
Herstellung deS Artikels 14 sei an sich zweifellos eine Berlet «
zung des Artikels 128 der Reichsverfassung . Da für diese«
Beschluß die für Berfassungsiinderungen erforderliche H
Mehrheit nicht erreicht sei , sei der Beschluß rechtsungültig .

In namentlicher Schlußabstimmung wird die Vorlage Mit
230 gegen 166 Stimmen angenommen . Die im Falle einer
Verfassungsänderung erforderliche % Mehrheit ist also nicht
erreicht .

Es folgt hierauf die erste Beratung des Gesetzentwürfe »
über

Straffreiheit des Amnestiegesetzes .
Abg . Dr . Rosenfeld ( Soz . ) bezeichnet den von der Regie »

rung vorgelegten Gesetzentwurf als eine schwere Ei«ttilu -
schung Man hätte anläßlich der Hindenburgwahl erwarte »
sollen daß allen Amnestie gewährt würde , die aus Not und
Verzweiflung die Gesetze verletzt hätten . Der Retter Hi »>
denburg rettet mit dieser Amnestie kein Opfer der traurigen
wirtschaftlichen Verhältnisse . Auch viele verurteilte Frauen
warteteten jetzt vergeblich auf den Retter Hindenburg , den
sie gewählt haben . Als dann der Redner auf den Fall zu
sprechen kommt , der der Rechte » nahestehe und ein Konunu -
nist den betreffende » als Verleumder bezeichnet, kommt ez zu
stürmischen Auseinandersetzungen zwischen Rechts und LiukS.

Abg . Frau Golke (ff . ) erklärt , daß heute niemand mehr
vo » einer gerechten Justiz in Deutschland zu reden wage , das
zeige der Höfleskandal in Moabit . Das Aumestiegesetz sei nur
für die Erhardtleute bestimmt . Den Arbeitern werde damit
nur eine Geste gemacht . Das Anmestiegesetz sei geradezu ei»
Sozialgesetz für Ludwig Bauer und Ehrhardt . Die Arbei¬
ter haben eS in der Hand , durch den Generalstreik volle Am «
nestie zu erzwinge » ( Große Unruhe rechts ) .

Abg . Dr . Kahl (DVP .) ruft : Sie wollen also die Amnestiq
garnicht ? Sie zerstören sie ! 4

Die Unruhe steigert sich und Vizepräsident Dr . Bell er -
sucht wiederholt vergebens um Ruhe .

Die Aussprache ist dantit beendet . Die Vorlage wird dem
Rechrsausschuß uberwiesen .

Auf VorschlagAuf Vorschlag des Ältestenrates vertagt sich um 5 !4 Uhr da»
Hans auf Samstag 1 Uhr.



Politische Neuigkeiten
Finanzausgleich und Länder -Defizit

Bei der weiteren Beratung des Finanzausgleichsgesetzes im
Steuerausschutz des Reichstags erklarte der preußische Mnanz ?
minister Hoepkev- Afchoff, datz sich das Defizit bei dem preutzt -
schen Staate und den Gemeinden auch bei stärkste : Sparsam -
keit durch Änderung der Beteiligungsquoten auf etwa 550 Mil¬
lionen RM . erhöhe und datz die Regierungsvorlage in dieser
Form für die Länder unannehmbar sei.

Reichsfinanzminister von Schlieben erwiderte , datz das Stre -
ben des Reiches in erster Linie darauf gerichtet sein müsse ,
die im Londoner Abkommen übernouunenen Verpflichtungen
zu erfüllen . Das Reich müsse daraus die Konsequenzen ziehen ,
sowohl die Beherrschung des - Steuersystems in möglichst vollem
Umfange zu behaupten , wie auch sich den Anteil an dem Steuer -
aufkommen zu sichern , der ihm die ihm obliegenden Leistungen
ermöglicht . Autzerdein müsse die Steuerpolitik so geführt
werden , datz die Wirtschaft einerseits ihre wesentliche Funktion
erfüllt , für die politische und kulturelle Neuentwicklung des deut -
schen Volkes die Grundläge zu bilden , andererseits aber auch
den ihr nach dem Reparationsplan obliegenden Verpflichtungen
nicht nur im Augenblicke , sondern auch in den in Aussicht ge-
nommenen langen Jahren hinaus gewachsen bleibt . Das
deutsche Volk müsse gemeinsam die schweren Lasten der Repa -
rationen tragen und deshalb könne den Ländern nicht mehr
zugestanden werden .

Im Verlaufe der Sitzung teilte Finanzminifter Hoepker -
Aschoff mit , datz nach den Stichproben , die gemacht worden seien ,
sich die Ausgaben der Gemeinden für Wohlfahrtszwecke feit
dem Kriege in Preutzen von 92 auf 800 Millionen und in Baq »
ern von 17 auf 70 Millionen gesteigert hätte ».

Da in der Abstimmung zur Frage der Besteuerung der öf-
fentlichen Betriebe alle Anträge abgelehnt wurden , chlieb es hin -
sichtlich der Besteuerung der öffentlichen Betriebe bei den Be -
stimmungen der Regierungsvorlage . Angenommen wurde so?
dann eine Bestimmung , die den Ländern und Gemeinden das
Recht gibt , die Reichspost zu denjenigen Abgaben heranzu -
ziehe » , die ganz oder zum Teil für die Unterhaltung der öf -
fentlichen Wege verwendet werden .

Damit war die zweite Lesung des Gesetzentwurfes übe« die
gegenseitigen Besteuerungsrechte des Reiches , der Länder und
der Gemeinden erledigt .

Die Rentenbank-Kreditanstalt
Im Reichsgesetzblatt wird das Gesetz über die Errichtungder deutschen Rentenbank - Kreditanstalt veröffentlicht . Auf -

gäbe der Rentenbant - Kreditanstalt ist die Beschaffung und
Gewährung von Krediten für Zwecke der deutschen Landwirt -
schaft unter Einschlich der Förderung der Bodenkultur und
der landwirtschaftlichen Siedlung . Die Anstalt wird mit den
hierzu verfügbaren Mitteln der deutschen Rentenbank ( 180
Millionen RM . ) dotiert . Ihr flietzen autzerdem für die Dauer
der Liquidierung der Rentenbankscheine jährlich bis zu 25
Millionen Mark aus Rentenbankgrundschuldzinsen zu . Ihr

^ Geschäftsbetrieb , soll bestehen in Gewährung landwirtschaftli ?
chen Personalkredits , landwirtschaftlichen Realkredits und
Meliorations - und Siedlruigskredits . Als zentrales , landwirt -
schaftliches Kreditinstitut soll die Anstalt lediglich die übrigen
landwirtschaftlichen Kreditinstitute mit Kreditmitteln versor¬
gen . Die unmittelbare Kreditgewährung an die landwirtschaft¬
liche» Kreditnehmer ist ebenso wie das Depot - und Depositen -
geschäft angeschlossen .

In dem Verwaltungsrat der Anstalt , dessen- Vorsitzender
der Präsident der deutschen Rentenbank ist, entfallen 1t Sitze
auf vom Reichsrat bestellte , auf dem Gebiet des landwirt - ,
schaftlichen Kreditwesens bewanderte Personen und 2 Sitze
auf Personen , die die Reichsregierung bestellt hat , wobei je
einer der vom Reichsrat und der von der Reichsregierung
«u besetzenden Sitze einem Vertreter der landwirtschaftlichen
Arbeitnehmer zufallen soll. Der zulässige Höchstbetrag des
Eigenkapitals der Anstalt ist auf 600 Millionen Mark , die
Höhe auszugebenden Schuldverschreibungen auf den sechsfa -
chen Betrag des Eigenkapitals begrenzt . Da die verfügbaren
Mittel der deutschen Rentenbank bereits durch die Treuhand -
stelle für die Deutsche Rentenbank für landwirtschaftliche
Kreditzwecke vergeben sind , ist mit der Errichtung des neuen
Kreditinstituts eine Bereitstellung neuer Kreditmittel für die
deutsche Landwirtschaft zunächst nicht verbunden . Eine Kredit -
erleichterung wird erst dann eintreten , wenn es dem Institut
gelingt , eine ausländische Anleihe zur Gewährung von land -
wirtschaftlichem Realkredit gegen hypothekarische Belastung
abzuschlietzen , worüber Verhandlungen mit Kreisen ainerika -
nischer Geldgeber schweben.

Kundgebungen gegen die Zollvorlage
Im Herrenhaus zu Berlin hatten sich Vertreter des Einzel -

handelK , des Großhandels , des Handwerks und der verarbei -
tendeu Industrie versammelt , um zu der Zollvorlage Stellung
zu nehmen . Es wurde ein ständiger Ausschutz für Handels -
Politik gegründet . Nach längerer Aussprache wurde eine Ent¬
schließung angenommen , die sich gegen alle Zollbindunge » in
der Gestalt von Mindestzöllen wendet und fordert , datz die
Sätze der kleinen Zollvorlage in den Handelsvertragsver -
Handlungen erheblich herabgefetzt werden . Weiter wird ge-
fordert , datz die Verbände der verarbeitenden Industrie , des
Handels und des Handwerks , sowie die Vertreter der Ver¬
braucherschaft zu den Vorbesprechungen für die angekündigte
grotze Zollvorlage hinzugezogen werden .

Der Monatsbericht der Deutschen Reichsbahn «
Gesellschaft

Nach dem Bericht der Deutschen Reichsbahn - Gesellschaft
über den Monat Juni wurde ben Güter verkehr in diesem
Zeitraum durch die anhaltend ungünstige Wirtschaftslage , vor
allem aber durch die veränderten Wirtschaftsbeziehungen zu
Polen , beeinträchtigt . Im Eilgüterverkehr wurde durch Ein -
kührung der Durchgangseilgüterzüge mit einer Höchstgeschwin¬
digkeit von 60 Kilometern eine Neuerung geschaffen , die es
ermöglicht , datz selbst die Entfernungen wie KAn - Berlin und
Köln —Hamburg Frachten schon am Tage nach ihrer Aufgabe
ausgeliefert werde » können .

Die Zahl der Personen - und Schnellzüge ist mit dem am
5 . Juni in Kraft getretenen neuen Fahrplan überall vermehrt
und die Geschwindigkeit vielfach gesteigert worden '. Im Tarif -
Wesen wurden durch die neuen Ausnahmetarif , u . a . für Süd -
fruchte , Grubenholz , Steinkohle und Erdöl Frachtenermätzi -
{jungen bis 24 % gewährt . Im Mai sind an Einnahmen der
Betriebsrechnung aufgekommen 390 012 000 Mark , denen an
Ausgaben der Betriebsrechnung 289 641 000 Mark , an autzer -
ordentlichen Ausgaben 25 015 000 Reichsmark gegenüberstehen .15s wurde ermöglicht , die Rückstellung für die kommende Ver -
zinsung der Reparationsschuldverschreibuirgeu planmätzig vor -
su " ehmen . Der Personalbestand betrug Ende Mai insgesamt ;löO 845 5tO|) |C»

Empfänge beim Reichspräsidenten . Der Reichspräsident
empfing Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der freie » und
geistigen Berufe , ferner den Vorstand des Bundes „Saar -
brücken ". Weiter empfing , der Reichspräsident die Vertretung
des, . Ehrenpräsidiums und deK Präsidiums des Bundes der
AuSlqndtzdeutscheii .

"
. . . . . .

"

Zur Wiederbelebung der deutschen Wirtschaft
In der Reichskauzlei fand am Freitag unter dem Vorsitz

'
des

Reichskanzlers und in Anwesenheit des Reichswirtschaftsmini -
sterS, Reichsarbeitsministers und des Reichsbankpräsidenteneine Aussprache mit den Vertretern der rheinisch - westfälischen
Kohlen - und Eisenindustrie und des Reichsverbandes des deut -
schen Industrie - und Handelstages statt . ES wurde die ge-
samte wirtschaftliche und finanzielle Lage der deutschen Wirt -
schaft . insbesondere der Rohstoff - und Eisenindustrie besprochen .
Dabei bestand Übereinstimmung darüber , datz eS darauf an -
kommt , Mittel und Wege zu finden , um allen Produktion «-
zweigen wieder auf die Dauer die Wirtschaftlichkeit zu sichern .
Es konnte festgestellt werden , datz aussichtsreiche Verhandluu -
gen über die Ermüglichung der allmählichen Abstotzung der
Haldenbestände des Steinkohlenbergbaues im Gange find . Die
Jndustrievertreter betonten , datz die Belastung mit sozialen
Abgaben , Steuern und Zinsen in der gegenwärtigen Höhe nicht
länger erträglich sei. Diese Fragen wurden eingehend erör -
tert . Die Diskussion erstreckte sich auch auf Fragen der Preis -
bildung des gesamten Verteilungsapparates .

In diesem Zusammenhang sollen am nächsten Dienstag beim
Reichsarbeitsminister gemeinsame Beratungen zwischen Arbeit -
nehmern und Arbeitgebern des Ruhrkohlenbergbaues und der
Eisenindustrie stattfinden . Am Mittwoch wird voraussichtlich
der Reichskanzler eine Vertretung der Arbeiterschaft empfan -
gen , um mit ihr die strittigen Fragen zu besprechen .

Tätigkeitsbericht der Saarregierung
Die Re'gieruitgÄkommission des Saargebiets hat dem Gene¬

ralsekretär dos Völkerbundes ihren 22 . Tätigkeitsbericht , um¬
fassend die Zeit vom 1 . August 1924 bis ZO. Iuni > 1S2S, zu -
gestellt . Aus dem Bericht geht hervor , datz die Industrie und
der Handel des Saargebiets nnter dem . seit dem 10 . Januar
ds . Js . bestehenden Regime leibe» und den Abschluß eines
französifch - deutschen Handelsvexjrages erwarten . Die Regie -
rungskommission hat sich auf eine Anfrage der französischen
und deutschen Handelsdelegationen , denen die Abfassung der
Bestimmungen betreffend das Saargebiet obliegen , bereit er -
klärt , zur Übernahme gewisser Verpflichtungen , die der in
Ausarbeitung befindliche Vertrag ihr auferlegon würde . Die
Durchführung des vom Völkerbundsrat bewilligten Pro -
gramms betreffend die örtliche Polizei nimmt ihren normalen
Fortgang . Im abgelaufenen Quartal wurde die örtliche Po -
lizlei um 02 Mann auf eine Effektivstärke von 817 Mann er -
höht . Die Regierungskornission teilt schließlich mit datz sie
der Landwirtschaft rückzahlbare Vorschüsse in Höhe von einer
Million Franken zur Verfügung stellen wird .

Die Friedensbemühungen in Marokko
Der „ Petit Parisien " berichtet über den bei Abd - el -Krim

unternommenen Schritt , um ihm die Friedcnsbedingungen
Frankreichs und Spaniens bekanntzugeben . — Nach der Kon¬
ferenz in Madrid , die diese Bedingungen festgesetzt! habe , sei
ein Brief an Abd -el -Krim entworfen worden , der ihm mit -
teilte , die Friedensbedingungen seiei ^ ausgearbeitet . Wenn er
wolle , könne er davon Kenntnis nehmen . — Dieser Brief seieinem Emissär anvertraut worden , der auf einem dem fpan .
Reeder Echevarietta gehörigen Schiff abgereist {ei . Er seiin der Alhucemas - Bucht angekommen , an Land gestiegen und
habe einer Persönlichkeit der Umgebung von Abd -el -Krim
den Brief übergeben . Das sei vor 10 Tagen geschehen . Abd-
el -Krim habe bis jetzt noch keine Antwort aus den ihm über -
reichten Brief gegeben . Weder die französische noch die spa -
nische Regierung hätten irgendwelche Mitteilung erhalten .

Der deutsche Außenhandel im Juni 1925 weist bei der rei -
nen Warencinfuhr gegenüber dein Vormonat eine leichteSteigerum , um 10 Millionen Rentenniark auf . Die reine
Warenausfuhr ist dagegen um rund 42 Millionen Renten ,
mark gefallen . Die sich auf Grund des reinen Warenverkehrs
(unter Ausscheidung des Außenhandels mit Gold und Silber )
ergebende Passivität . der Handelsbilanz beträgt im Juni 323
Millionen Rentenmark gegen 200 Millionen im Mai und 337
Millionen Rentenmark im April . Bei der Einfuhr ist eine
Zunahme von 52 Millionen Renteumark bei Lebensmittelnund Getränken und eine Abnahme von 35,7 Millionen bei
Rohstoffen und Halbfertigwaren festzustellen . Der Ausfuhr -
rückgang verteilt sich auf alle Positionen , hauptsächlich sinddaran beteiligt : Rohstoffe und Halbfertigwaren mit 17,0 Mil -
lionen Rentenmark und Fertigwaren mit 19 Millionen Ren -
tenmark .

Streikbewegung in England . In Bradford sind 50 000
Textilarbeiter in den Ausstand getreten , und zwar entgegenden von ihren Führern erteilten Weisungen , wonach in eini -
gen Firmen , die keine Lohnherabsetzung vornehmen , die
Fortsetzung der Arbeit gestattet werden sollte . Die Streiken -den drangen in die Fabriken , in denen gearbeitet wurde , einund erzwangen die Einstellung der Arbeit . Schließlich mutztedie Polizei einschreiten . Zahlreiche Fensterscheiben wurden
durch Steinwürfe zertrümmert . Zwei Polizisten wurden
verletzt .

Die große Schweizer Kunstausstellung — ein großer Erfolg
Die orsten Äußerungen der Schweizer Presse über die

große Schweizer Kunstausstellung in Karlsruhe liegen vor .
In sämtlichen Berichten kommt einmütig Achtung und Lob
zum Ausdruck , das dieser Ausstellung gezollt wird . So bringtder „ Berner Bund " in seiner Montag - Auögabe Nr . 201 einen
ausführliche » Bericht über die Ausstellung unter der Über -
schrift „ Ein großer Erfolg " und ftihrt u . a . aus : „ Die Aus -
stellung übertrifft die höchsten Erwartungen in bezug äuf
Ckülle und Mannigfaltigkeit des gesamten schweizerischen
Kunstschaffens des 19. Jahrhunderts und der Gegenwart , dasin seinen verschiedensten Richtungen durch die charakterististen
Persönlichkeiten vertreten ist . Man hat noch nie in einer
Ausstellung die Eigenart und Kraft der Schweizer Talente
so anschaulich vereint gefunden , wie hier in Karlsruhe . ,, —
Die „Reue Züricher Zeitung " schreibt in ihrer Ausgabe Nr .1139 : „Die Eröffnung der großen Schweizer Kunstausstellungwurde zu einer herzlichen Bezeugung der fteundnachbarlichon
Beziehungen zwischen Baden und der Schweiz und zugleich
zu ehrenvollster Anerkennung schweizerischer Kunstleistungen .Dr . Storck , Direktor der badischen Kunsthalle in Karlsruhe
hat eine prächtige Vertretung der Schweizer Kunst , wie sie
das Ausland noch nie sah , zusammengebracht und im einzel -
nen für eine vorzügliche Anordnung gesorgt Deutfch -Schwei -
zer - und welsche Kunst erscheinen in ihren matzgebenden
Künstlern und der markantesten wurde auch quantitiv eine
ausdrucksvolle Aussprache gegönnt Der Eindruck
auf die zahreichen Teilnehmer am ersten Rundgang war
zweifellos ein bedeutender .

''

Rechtzeitige Lösung der Fahrkarten . Mit Rücksicht auf den -
alljährlich zu Beginn der Ferien bei den Schaltern der Bahn -
Höfe uckd bei den Reise - und Verkehrsbüros entstehenden gro -
tzen Andrang macht der Badische Verkehrsverband auf die
rechtzeitige Einholung der A<,ukünste und Lösung der Fahrkar -
ten besonders aufmerksam . Die Bestellung der zusammen -
stellbaren Rundreisehefte bei den Reisebüros soll insbesondere
fo frühzeitig ausgegeben werden , datz Ausfertigung zmd Lie - .
fcrung möglichst noch vor dein eigentliche » Ferienbeginn er -
folgen hau » .

Msciter Teil
Zum neuen Gesetz über die Aufwertungvon Hypotheken u. anderen Ansprüchen
(Autwertungsgesetz ) vom 16. Juli 1925

In der Badischen Presse (vgl . die Nummer 330 voiq21 . Juli 1926 und Nr . 334 vom 23 . Juli 1925 ) veröf .
fentlicht Bürgermeister a . D . Dr . Horstmann in Karls -
ruhe eine Artikelserie „Die neuen Aufwertungsgesetze "

,worin u . a . ausgeführt ist :
„ Jedenfalls vermag der Richter nach dein geltenden

Recht dem Gläubiger auch über die Bestimmungen deH
Aufwertungsgesetzes hinweg dadurch zu Hilfe zu kom-
men , daß er ihm einen Anspruch an den im Grund »
buch eingetragenen Goldmarkhypotheken gegenüber ,dem bereicherten Hypothekengläubiger zuerkennt .

"
Der Verfasser vertritt die Auffassung , datz trotz deq

im Gesetz festgesetzten Beschränkung der Aufwertung dep
Hypotheken auf 25 Prozent des Goldmarkbetrags „ daH
dinglich gesicherte Recht des Hypothekengläubigers in sich
unverändert auch dann bestehen bleibt , wenn der Eigen -
tümer des betasteten Grundstücks den Gläubiger nach
Matzgabe des Aufwertungsgesetzes befriedigt hat "

, datz
„dieses ideelle Recht " zlvar praktisch vorläufig nicht ver -
wirklicht werden könne , datz es aber „ in dem Augenblick
wieder auflebe , in dem dieses Gesetz durch Richterspruch
oder sonstwie durch den natürlichen Verlauf der Ereig -
nisfe autzer Kurs gesetzt werden wird ." Im Anschlich
hieran «gibt der Verfasser jedem Hypothekengläubigeq
den dringenden Rat , „die Löschungsbewilligung zu ver -
weigern , bis seine Forderung rechtmäßig erfüllt oder
sicher gestellt ist . Kein Gericht werde und könne ihn auf
Grund des Aufwertungsgesetzes zur Erteilung der Lö-
schungsbewilligung verurteilen , wenn , er den Nachweis
erbringen könne , datz der Schuldner in der Lage sei,
trotz des ihm zugedachten Aufwertungsschutzes voll zu
erfüllen .

"

Durch die ganze Abhandlung zieht sich wie ein roteq
Faden der Leitgedanke hindurch , datz die jetzige Rege -
lung der Aufwertung durch das Aufwertungsgesetz nuq
eine vorläufige sei , und datz grundsätzlich die Rechte der
Jnflutionsgläubiger mit dem beschränkten Matze der Er -
füllung , das für den gegenwärtigen Augenblick im Ge -
fetz vorgesehen ist , noch nicht erloschen , die Gerichte da ?
her auch nicht gehindert seien , auf Antrag klagendem
Gläubiger auf Grund der Bestimmungen des Bürger -
lichen Gesetzbuches über ungerechtfertigte Bereicherung ,
Jrrtumsanfechtung oder aus anderen Rechtsgründen dem
geschädigten Gläubiger seine über den gesetzlichen Auf -
Wertungsanspruch hinausgehenden Ansprüche zu sichern^

+ Die in den obigen Sätzen wiedergegebene Rechtsbeleh -
rung ist völlig unzutreffend und nur zu sehr geeignet ,
bei den rechtsunkundigen Lesern Verwirrung hervorzu -
rufen Und unbegründete Hoffnungen zu wecken , es kantt

'

daher auch vor der Befolgung der erteilten Ratschläge
nicht ernstlich genug gewarnt werden . Nach dem klaren
Wortlaut des neuen Aufwertungsgesetzes werdein die
Hypotheken , also die dinglichen Ansprüche auf Befriedi - .
gung aus den belasteten Grundstücken , auf 25 Prozent
des Goldmarkbetrags aufgewertet . Eine höhere gefetz -
liche Aufwertung ist ausgeschlossen , nur eine Ermäßi¬
gung des Aufwertungsbetrags ist in den §§ 4 und 8
des Aufwertungsgesetzes vorgesehen . Der Aufwertungs - '
betrag ist regelmäßig erst am 1 . Januar 1932 fällig , doch
ist der Eigentümer nach der ausdrücklichen Vorschrift des
8 25 Abs. 2 des Aufwertungsgesetzes berechtigt , den Auf -
Wertungsbetrag nebst den fälligen Zinsen schon früher
nach vorheriger dreimonatiger Kündigung an den Glau -
biger zu bezahlen . Aus diesen jeden Zweifel « usschlie -
ßenden Vorschriften ergibt sich ohne weiteres die Ver -
pflichtung des Hypothekengläubigers , den ihm vom Hy-
pothekenschuldner angebotenen Aufwertungsbetrag als
gesetzliche Erfüllung seines dinglichen Anspruchs anzu -
nehmen und die Löschungsbewilligung zu erteilen , wenn
er nicht die Kosten und sonstigen Nachteile eines nach
Sachlage völlig aussichtslosen Prozesses auf sich nehmen
will . Zur Vermeidung von Irrtümern sei hier nur kurz
darauf hingewiesen , daß von der Aufwertung der Hy-
potheken die im Aufwertungsgesetz ebenfalls geregelte
Aufwertung der persönlichen Forderung des Hypotheken -
gläubigers gegen seinen vom Eigentümer des belasteten
Grundstücks häufig verschiedenen persönlichen Schuldner
scharf zu unterscheiden ist ; für sie gelten zum Teil an -
dere Grundsätze , insbesondere wird in zahlreichen Fäl -
len der persönliche Schuldner einen den normalen Höchst-
satz von 25 Prozent des Goldmarkbetrags übersteigenden !
Aufwertungsbetrag zu bezahlen verpflichtet sein .

Nachdem nach langen und schweren Kämpfen auf
Grund eines trotz der unvermeidlichen Mängel erträgli -
chen Kompromisses der Reichstag mit überwiegender
Mehrheit das Aufwertungsgesetz beschlossen und der
Reichspräsident das Aufwertungsgesetz verkündet hat ,
wird kein ruhig und vernünftig abwägender Mensch
mit der Änderung des Aufwertungsgesetzes noch rechnen
dürfen , er wird sich auf den neu geschaffenen Rechtsbo »
den , dessen Unterwühlung ganz unabsehbare Folgen für
die Gesamtwirtschaft und den einzelnen haben müßte , ^
stellen und danach sein Verhalten einrichten müssen .

DZ . Fahl , Amt Todtnau , 23 . Juli . Im hiesigen Bergwerk ■
trug sich gestern vormittag ein schwerer Unglücksfall zu . In
einem Stollen

'
lösten sich plötzlich Erdmassen - und verschüttete » . -

zwei Arbeiter . Der eine davon war föfort tot , der andere , der M
erst seit S . Tagen hier arbeitete , erlitt schwere Ober - und Unter - ,
schenkelbrüche , sowie Quetschungen in der Nierengegend un »
mutzix ins Krankenhaus nach Schopfheim verbracht werden .



Vadiscker Landtag •
Dir Nachtrags - Beratung im Haushaltsausschuß

gestaltete sich ( nach dem „Bad . Beoh "
) am 23 . und 24 . Juliwie folgt :

Die Sitzung beginnt am Donnerstag nachmittag mit einer
Nachträglichen Besprechung über eine Erhöhung des Staats -
Zuschusses zum altkatholischen Kultus bezw um Einsetzung
»er früheren Summe , die aus besonderen Notständen her-
rührte . Nach der Zahl der altkatholischen Pfarrer kommen
kür diese höhere Summen in Betracht als für die Geistlichender katholischen Kirche . Es handelt sich für die altkatholischenGemeinden hauptsächlich um die Versorgung der Hinterblie -
denen. Die geforderte Erhöhung beträgt jahrlich etwa 1950
Mark . Die Abstimmung wird am Tage darauf vorgenom-
men. Mit 9 Stimmen gegen 7 Stimmen der rechtsstehenden
Parteien bei 5 Enthaltungen (Soz . ) wurde der Antrag abge-
lehnt . Ein Zentrumsantrag : Es möge die Regierung eine all-
gemeine Prüfung über die Dotationsquote vornehmen , wurde
mit 13 Stimmen (Z., DR ., Landb . , D . lib. ) bei 8 Enthaltungen
(Soz ., Dem ., Komm. ) angenommen .

Dann wird in der Hochschuldebatte weitergefahren . Ein
deutschnationales Fraktionsmitglied trägt ein Gesuch des Uni-
versitätspros . v. Below vor, in dem eine neue Berechnung sei-ner Ruhegehaltsbezüge gefordert wird . Da der Petent den
Klageweg beschritten hat , kann der Landtag zunächst keine
Stellung nehmen.

Ein sozdem . Redner legt in energischen und ausführlichenErklärungen die Frage dar , in welcher Weise ein befriedigen-der Ausbau der Straßen und Kiinikbantxn u .s .w . in Heidel¬berg bewerkstelligt werden kann.Beim Posten „Soziale Fürsorge für Studierende ", der im
Betrag von 40 OVO Mark in der Form unverzinslicher Durle -
hen gewährt werden soll — unter Bedingung des Rückersahes— fragt der Berichterstatter an , ob der Staat eine Gewährfür entsprechende Verwendung der Gelder habe. Vom Regie-
rungsvertreter wird ausgeführt , daß die Gesuche der Studie -renden beim Hochschulhilfsdienst der einzelnen Universitäten
einlaufen , aber dann von einer Zentrale verbeschieden werden.Diesen letzteren Umstand beanstandete ein Zentrumsmitgliedmit der Begründung , daß dann eventuell die süddeutschen Stu -denten nicht genügend berücksichtigt werden . Man solle der-
suchen , hier selbständig zu werden . Jedenfalls müsse die
Volksvertretung jeweils bei der Etatberatung nachprüfen , in -wieweit diese Gelder wieder ins Land , an badische Studie -rende, zurückflöhen. In Befreiung der Kollegiengelder seiman heute zu rigoros . Das Semester wird gestrichen, wenndie Gelder nicht zur rechten Zeit bezahlt werden . Also etwasmehr Wohlwollen von seilen der Verwaltungen der Universi -täten ! Die Regierung betont , sie sei auch der Meinung , es
solle liberal verfahren werden. Die Studenten hätten aber
auch das Beschwerderecht . Ein Gesuch kriegsbeschädigter Stu -denten um Zahlungserleichterungen wird der Regierung zurKenntnisnahme überwiesen.Ein Redner schildert die Not der Universitätsbibliothekenund wünscht , wenigstens in Zukunft einen höheren Beschaf -
fungsbetrag . Die Regierung dankt für dieses Wohlwollenund sagt für das kommende Jahr weitere Mittel aus Aver-fen zu.

Im neuen Kollegienhaus in Heidelberg muß auf polizeilicheAnordnung ein neues Treppenhaus eingebaut werden im In -teresse der Feuersicherheit. Für diesen Umbau sind 90 000Mark ausgeworfen . Ein sozialdemokratischer Redner meint ,das eile vorerst noch nicht . Er fürchte, das; der Umbau weithöhere Kosten verursachen werde. Die Regierung ist der An-
ficht, daß sie die Verantwortung der Verschiebung nicht tragenkann. Der kommende Generalumbau werde beim neuenTreppenhaus schon berücksichtigt . Die Pläne werden vorge-legt.

Eine Petition planmäßig außerordentlicher Professoren , dieersuchen, in die Fakultäten ausgenommen zu werden , wurdeder Regierung zur Kenntnisnahme überwiesen . Ein Zen -trumsredner ist der Ansicht , daß eine Neuordnung der Univer -
sitätsversassungen wohl aus verschiedenen Gründen erwünschtsei. Der Etat der Technischen Hochschule wird ebenfalls ge-
nehmigt.

Das frühere Arbeitsministerium
Bei Hauptabteilung IV (früheres Arbeitsmint >terium ) wer-den für soziale Fürsorge Erholungsfürsorge für Kinder , Kin-

derspeisung, Säuglingsfürsorge 220000 Mark nachgefordert ,ferner unter Titel VI 1010 000 Mark für Erwerbslosensür -
sorge und Ausbildung der Betriebsräte .Dann gab der frühere Arbeitsminister Aufschlüsse über das
Washingtoner Abkommen , über die Verhältnisse in den Krei -
sen der Arbeitslosen und über die kommende ernste Aufgabe,Arbeitskräfte , die am Ort auf lange Zeit keine lohnende Ar-beit finden könnten, an industriereicheren Gegenden anzusie -dein. Das scheitere aber zum Beispiel bei der Industrie des
Wiesentals an den niederen Löhnen, die nicht hinreichten ,Arbeiterinnen , die nicht in der eigenen Familie Wohnung und
Kost fänden , zu ernähren . Es zeige sich immer mehr , welchegewaltigen Umschichtungen der Krieg verursachte . Ein sozial-demokr . Redner schildert die Not der abgebauten kaufmän -
nifchen Angestellten und bittet die Regierungen , solche Leutebei Bedarf als Hilfskräfte , wenn auch nur vorübergehend , ein-
zustellen. Von einem Zentrumsredner wurde für das nächsteBudget eine Erhöhung der Summe für die Ausbildung derBetriebsräte als wünschenswert bezeichnet. Abgeordnete der
Rechten stimmten gegen diesen Posten , der mit nur 15 Stim¬men (Zentrum , Sozialdemokraten , Demokraten ) angenommenwurde.

Andere Gesetze
Darnach wurde ein neues Polizeigesetz angenommen , wo -

nach Städte , in denen Ordnungspolizei regelmäßige Dienstezu leisten hat , einen Zuschuß zu zahlen haben . Die dauern -den sachlichen Ausgaben werden ganz von der Staatskasseübernommen .
Dann folgte die Beratung über einen Antrag der Koalitions -Parteien , die Aenderung des Gebäudesondrrsteuergesetzrs betr .Dieser Antrag erhöht die Gebäudesondersteuer ab I . Juli umL Pf . monatlich. Die land - und forstwirtschaftlichen Gebäudewerden fernerhin nur mit 2 Pf . belastet bis zur Höhe von60 000 Mark Steuerwert . In der Gesamtabstimmung fanddas Gesetz 15 Stimmen, , 1 Landbundvertreter enthielt sich , 5Stimmen waren dagegen (2 DR . , 1 Wirtfch. Gruppe , 1 D . lib .,I Komm. ).
Eine Entschließung, die Steuererlrichterungen bringen soll ,wird einstimmig angenommen , bis auf Ziffer II » , gegen dieein kommunistischer Abgeordneter stimmt.Zur Annahme weiterer Anträge konnte sich die Mehrheitnicht entschließen, da allen möglichen Rücksichtnahmen undMilderungen in Gesetz und Entschließung entsprochen war .Alle früheren Beschlüsse und Anträge werden als erledigterklärt , auch die Denkschrift der Regierung über den Woh-»ungsbau .
Der Tuberkulosenfürsorge sollen auf Anregung der Sozial -Demokraten noch weitere 50 000 Mark zugeführt werden . ZumGluck e »tdeckte die Regierung einen anderen Posten . „Ankaufdes Inventars von 68 Polizeiwachen der Städte mit Staats -$?uz« i . wo zur Not 50 000 Mark abgestrichen werden können,ws geschah so — zu allgemeiner Befriedigung .9 32, der den badischen Rennvereinen aus den Rennwett -V«uern ein« Summe von 296 000 Mark (zur Förderung der

Pferdezucht ) zuweist, erregt längere Debatten , wird aber
schließlich mit 14 Stimmen , gegen 1 komm . Stimme , bei 4
Enthaltungen (darunter 1 Zentrumsstimme ) angenommen .

Zuletzt folgte der Bericht einer Denkschrift der Regierungüber eine obligatorische Hagelversicherung. Der Berichterstat¬ter war der Ansicht , daß zu einer Einführung der obligatori -
schen Hagelversicherung, die in keinem anderen deutschenLand bestehe , zurzeit keine Notwendigkeit vorliege. Ein dies-
bezüglicher Antrag wurde angenommen .

*
Nachtrag zur Tagesordnung der nächsten Plenarsitzung
Am Dienstag werden weiter verhandelt :
Mündliche Berichte des Haushalteausschusses und Vera -

tung über : I . den Gesetzentwurf über die Aenderung des
Gesetzes über die Polizeiverwaltung , das Polizeistrafgesetz-
buch und das Polizeistrafverfahren lPolizeigesetz) , Berichter -
statter Abg . Dr . Führ ; 2 . den Gesetzentwurf über die Aen¬
derung des Gebäudesondersteuergesetzes, Berichterstatter Abg.R ü ck e r t.

Zur Vcrfafsungsfeier
Der Oberrat der Israeliten hat angeordnet , daß in den

Synagogen des Landes anläßlich des VerfassungLtages ein
Gottesdienst abgehalten und dabei aus die Bedeutung des
Tages hingewiesen werden soll.

3« Wettkamps für polizeiliche Körpcrausbilvungin Karlsruhe
Ergebnis vom 24. Juli 1925

5000 m Lauf offen : Start -Nr . 28 : Streifenm . Eppel , Hei-
Kelberg 17 : 18, 305 : Wachtm . Ratzel . PolSchule 17 : 81,1,90 : Streifenm . Weber, Mannheim , 41 : Streifenm . Trunk ,Heidelberg. 200 : Streifenm . Egle, Freiburg , PolOberwachtm .Maier , Darmstadt (außer Konkur. ) , 405 : StrcifonineisterSchnerr , Freibnrg .

3X1000 m Staffel : 2. Bereitsch . Rastatt 8 : 49,6 , 1 . Be¬
reitschaft Freiburg 8 : 54,5 , 1 . Bereitsch . Mannheim 9 : 09.1500 in Altersklasse: Start -Nr . 441 : PolWachtm . Schwab,Pforzheim 4 : 48,7, 416 : PolWachtm. Herrmann , A. Karls¬
ruhe 4 : 56,4 , 282 : Zugwachtm. Kopp , Waldshut 5 : 14,1.Bereitfchaftsmehrkampf : 2. Bereitsch . Heidelberg 2513 Pkt .,1 . Bereitsch. Karlsruhe 2494 % , 3 . Bereitsch. Mannheim243656 , PolSchnle Karlsruhe (außer Konk .) 2178 % .Kugelstoßen (Altersklasse) : Start -Rr . 429 : PolWachtm .Asal, Mannheim (außer Konk.) 10,77 m, 438 : PolWachtm .Wacker , Mannheim 9,29 ni , 176 : Zugwachtm. Blochwitz, Frei¬burg 9,17 m , 439 : KrimAssistt. Hetz, Pforzheim 9,13 m ,437 : PolWachtm . Merklinger , Mannheim 9,00 m .Kugelssoßen (offen) : Start -Nr . 429 : PolWachtm . Asal.Mannheim 11,29 m , • 100 : Streifenm . Mang , Mannheim10,95 m, 109 : Rotten in . Jung , Karlsruhe 10,46 m , 246:Streifenm . Ludwig H , Rastatt 10,22 m , 255 : Wachtm. Klein -manu . Pforzheim 9,93 m , 357 : PolMann Thun , PolSchule9,85 m, 206 : Streifenm . Leppert, Freibnrg 9,48 m.Faustball : 1 . Karlsruhe . 2. Freiburg , 3. Heidelberg.AchleuderbaUwersen: Start -Nr . 302 : Zugwachtm . Mäule ,PolSchule 44,40 m , 429 : PolWachtm. Asal, Mannheim 44,37

»n , 19 : Zugwachtm. Frey, Heidelberg 43,52 in , PolOberleutn .Adamheit, Darmstadt (außer Konk . ) 42,18 m , 105 : Rottenm .Attinger Karlsruhe 42,00 m, 246 : Streifenm . Ludwig H ., Ra -statt 41 .85 m, 221 : Rottenm . Dich. Rastatt 41 .25 m, Wachtm .Schmidt, Darmstadt (außer Konk . ) 39 .05 m, Streifenm .Schindler , Karlsruhe 38,50 m .
Schleuderballwerfen sür Ältere : Start -Nr . 429 : PolWachtm .Asal , Mannheim 41,93 m , 439 : KrimAsst. Heß, Pforzheim41,56 m , 182 : Wachtm . Roth Freiburg 37,85 m, 18 : PolOber¬leutn . Groß , Heidelberg 37,02 m .

Technische Polizeiwoche
In Mannheimer Blättern ist zu lesen: Wie wir hören , beab-sichtigt die Freie Vereinigung für Polizeitechnik auf Grundvon Anregungen , die anläßlich der Internationalen Polizei -technischen Ausstellung gegeben worden sind , im Laufe desnächsten Jahres eine besondere Vortragsreihe als technischePolizeiwoche zu veranstalten . Diese Technische Polizeiwochesoll ausschließlich über technische Fragen (z. B . mechanischeSignalgebung ,m Verkehrsdienst aus der Straße , Nachrichten-Übermittlung , Fernidentifizierimg , Bildtelegraphie usw .) Vor¬träge besonderer Fachleute bringen und sich an leitende Per -

sönlichkeiten der Polizei im In - wie Ausland wenden. DieVoranstellung des technischen Problems wird die Vortragsweitezugleich abgrenzen von den übrigen sog. Polizeiwochen, diesich auch an weitere Kreise der Polizei und Gendarmerie alsTeilnehmer wenden. Die technische Polizeiwoche soll nureinem qualifizierten Zuhörerkreis zugänglich sein. Zeit nndOrt der Veranstaltung wird noch bekannt gegeben werden.
Die Elektrisierung der Eisenbahnen in Baden

Die Zentrumsfraktion des Reichstages hat folgenden An-trag eingebracht: Der Reichstag wolle beschließen , die Reichs-regierung zu ersuchen , der Elektrisierung der badischen Eisen -bahnen ihre volle Aufmerksamkeit zuzuwenden. Dabei ist zuerwägen , daß die Schweiz in großem Umfange ihre Eisen -bahnen elektrisierte und daß Baden als einziges deutschesLand einen direkten Verkehr mit der Schweiz unterhält . ImInteresse der Wirtschaftlichkeit und des internationalen Ver -kehrs wäre es erwünscht, daß die deutsche Reichsbahngesell-schaft die Elektrisierung der großen deutschen Linien in Ba -den ( Mannheim —Basel, Ossenburg—Konstanz, Basel—Kon-stanz) so bald als möglich in Angriff nimmt . Insbesonderesoll alsbald eine Aufstellung der Baukosten und eine Ren -tabilitätsberechnung erfolgen. Die Reichsregierung wollein diesem Sinne auf die deutsche Reichsbahngesellschaft ein-wirken.

Gesangverein „Typographia" Karlsruhe . Die zahlreichen,noch gut in der Erinnerung haftenden Veranstaltungen , die die
Buchdrucker von Karlsruhe anläßlich des 60 . Stiftungsfestesder „Typographia " Karlsruhe und des zweiten SüddeutschenBuchdrucker -Sängertayes arrangiert hatten , umschloß auchein durch die Qualität besonders Aufmerksamkeit erregendesWertungssingen , aus dem nach der jetzt erschienenen Kritik
(Kritiker : A . E . Gerspacher und Franz Philipp ) die Karls -ruher „Typographia " mit einer Beurteilung hervorging , dieden 100 Sängern und in besonderem Maße ihrem langjährigenDirigenten , Herrn Gesangspadagogen Arthur Herbold- Psorz -heim, zur größten Ehre gereichen und die „Typographia " zuden besten Gesangvereinen unserer Stadt zählen läßt . Eswurde der Chor „Hoch empor von Franz Eurti vorgetragen .Die Kritiker schreiben : „Tie schwere, aber äußerst gediegeneund wertvolle Komposition von dem glänzenden Material der„Typographia " Karlsruhe unter hervorragender Führung hö-ren zu können, bedeutete einen Höhepunkt, einen Kunstgenuß .Hier wurden auch schwere ,mtervallenschritte ganz sauber aus -geführt (z. B . S . 5 „Auge schaut "

) . Infolge richtiger Atmungkamen auch schone , große Linien zur Geltung . An Jntona -tion , Tonbildung , Aussprache und Dynamik ist soviel wie garnichts auszusetzen und es muh daher gesagt werden , dafe die
„Typographia " sich zu einem hervorragenden Gesanaskörperder hiesigen Stadt entwickelt hat ."

Aus der Tandeshauptstadt
Präsident Dr . Stark gestorben. Der frühere Präsident des

katholischen OberstiftungSrates , Dr . Ferdinand Stark , ist ge-stern nach kurzer Krankheit gestorben. Dr . Stark war 1«54in Freiburg geboren , betätigte sich mehrere Jahre lang in derbadischen Finanzverwaltung , trat dann als Assessor in den
katholischen Oberstiftungsrat ein , den er von 1917 bis 1924leitete .

Der Biirgerausschuß nahm in feiner gestrige » Sitzung einenAntrag des Stadtrats an , mit Wirkung ab 1 . April 1925 denDienstvertrag mit dem Oberbürgermeister dahin' abzuändern ,daß dessen ruhegehaltsfähiges Jahresgehalt von 20 000 auf25 000 Mark erhöht wird ; dazu tritt eine Anfwandsentfchä-
digung von 2000 Mark . — Ein Antrag des Stadtrats , nach -' träglich noch den Punkt : Entschädigung der Stadträte auf die
Tagesordnung zu setzen, wurde abgelehnt.

Sozialdemokratische Protestkundgebung . Gemäß der vonder deutschen Sozialdemokratie für den Freitag ausgegebenenParole „gegen den Zoll- und Brotwucher" versammlten sichin der 5. Nachmittagsstunde auch die Belegschaften der hie -
sigen Betriebe zu einer Massenkundgebung vor dem Konzert -
hause , von dessen Baikonen aus LandtagsabgeordneterRückert, Prof . Roßbach und Gewerkschaftssekretär Schulen-
bürg zu der einige Tausend Köpfe zählenden Menge sprachen.Die Referenten wandten sich in scharfen Worten gegen den
soeben geschlossenen Zollkompromiß und bezeichneten die Zoll-Vorlage als einen Anschlag des Monopolkapitals gegen die ar -bellende Bevölkerung . Die Folgen würden sich in einer nochmehr eingeschränkten Lebenshaltung, Wirtschaftskrisen un!d
sehr schwere Lohnkänipfen auswirken . Es wurde einstimmigeine Protestentschließnng angenommen, worin die Organisa -Honen aufgefordert werden, alle nur möglichen Mittel imKampfe gegen die Zollpolitik anzuwenden . Nach Beendigungder Versammlung formierten sich die Teilnehmer zn einem
Demonstrationszuge durch die Ettlinger - und Karl -Friedrich-
straße zum Schloßplätze, wo man auseinanderging . Die
Kundgebung vollzog sich ohne Zwischenfall .

Wiener Operette im stöbt . Konzcrthaus . Heute, Samstagden 25 . Juli , und Montag den 27 . Juli wird die mit großem
Beifall aufgenommene Volksoperette „Das Musikantenmädel"
wieverholt . Morgen , Sonntag , gelangt „Gräfin Mariza " in
der Originalbesetzung zur Aufführung . Die Vorstellung be -
ginnt mit Rücksicht auf die auswärtigen Besucher , wie nun -
mehr jeden Sonntag , um 7 Uhr . Eine große Anzahl Photo -
graphischer Ausnahmen aus „Gräsin Mariza " wird bei FritzMüller , Kaiserstraße , ausgestellt.

Wetternachrichtendienst der Bad. Landeswettcrwarte Karls -
ruhe vom 25 . Juli 8 Uhr vorm. : Gester» herrschte in Baden
tagsüber wechselnde Bewölkung. Nachts kam es zu leichten
Regenfällen , namentlich in Südbaden . Die Druckstörungenüber Mitteleuropa bestehen fort . Heute früh liegt ein aus -
gebildeter kleiner Wirbel in der Gegend von Kassel. Das zeit-
weise bewölkte Wetter mit Strichregen hält vorderhand noch cm .
Voraussage für Sonntag : Wechselnd bewölkt , mäßig warm,
Strichregen , stellenweise mit Gewitterbildung , westliche Winde,
für Montag : vorübergehende Aufheiterung, meist trocken, Ge-
Witterneigung .

Kurze ißadnicfcten aus Kaden
DZ . Reckarsteinach, 22. Juli . In Neckarsteinach ist der frühere

Stadtpfarrer der -Schwetzinger Evangelischen Geincinde Theo-
dor Heinrich Junker nach langem Leiden im Alter von 72 Iah -
ren gestorben.

MTB . Baden -Baden , 24. Juli . Die Teilnehmer der beiden
Konkurrenzen Robert Batschari-Fahrt 1925 und Baden-Bo.-dener Aut >» Turnier starteten heute zur BcrgvriifunqSfahrtam Kniebis . Die Rennstrecke begann gleich hinter Griesbachund war rund 6 Kilometer lang . Die höchste Steigung dieserStrecke beträgt 450 in , und es war den Fahrern vorbehalten,
außerordentlich gefahrvolle Kurven nehmen zu müssen . Ein
sehr zahlreiches Publikum verfolgte mit höchster Spannungden Verlauf des Rennens . Die beste Zeit fuhr , wie auch gesternbeim '

Flachrennen , Rosenberg-Pforzhcim auf seinem 5,5 PS .Mercedes in 15 Min . 5 Sek. und drückte dadurch den bestehen -
den Rekord für diese Klasse .

DA . Kirnbach (Amt Offenburg ) . 24. Juli . Vorgestern nach -
mittag brach auf dem Simeshansenhos auf bis jetzt noch nicht
festgestellter Ursache Feuer aus , welches sehr schnell um sich
griff und auch das in der Nähe stehende Wohnhaus des >Schnh-
inachers Joh . Eßlinger , sowie die Mühle und das Speicherge-bäude des Hofes in Brand fetzte. Sämtliche Gebäulichkeitenwurden in ganz kurzer Zeit eingeäschert . Das gesamte In -
ventar , 20 Schafe , 5 Schweine und 2 Kälber sind mitverbrannt .
Trotzdem die Betroffenen versichert waren , dürfte der Schaden,den sie erleiden , recht beträchtlich sein .

DZ . Kaltbrunn (Amt Wolfach ), 24 . Juli . In der Kloster »
kirche zu Wittichen wurde in der Nacht vom 20. auf 21 . Juliein Einbruch verübt . Den Tätern fiel silbernes und goldenes
Meßgerät im Gesamtwerte von ca. 1200 Mark in die Hände.Von den Dieben sollen inzwischen Anhaltspunkte gefundenworden sein.

Freiburg , 24 . Juli . Das Res.-Jnf .-Regt. 240 hält seinen!
diesjährigen Regimentstag am Sonntag , den 2 . August, in
Freiburg i. Br . (Treffpunkt 10 Uhr vormittags „Burse " ah
12 .30 Uhr Hotel Kopf) ab.

verschiedenes
Umfangreiche Moor- und Waldbrände

Der Waldbrand in der Gegend von Rathenow, Stendalund Havelberg , der eine der furchtbarsten Brandkatastrophen
Mitteleuropas darstellt , ist durch die Anstrengungen der einge¬setzten̂ Wehren und der Militär - und Schutzpolizeiaufgebote
zum Stillstand gebracht worden. Das ganze Gebiet zwischenRathenow und Elbe bildete ein einziges Flammenmeer . Ein-
zelne Orte mußten von der Bevölkerung schnellstens geräumtwerden . Im ganzen sind etwa 30 000 Morgen Waldbestand
vernichtet worden . Es handelt sich hauptsächlich um klein -
bäuerlichen Besitz , der reich an Wildstand war. — Wie von
amtlicher Seite mitgeteilt wird, sprang der hannoverscheMoor - und Heidebrand infolge starke » Windes auf das Forst-
gebiet im Kreise Neustadt über und setzte das Hellstorfer Moor
nun in Brand . Menschenleben, Häuser sowie die Ernte sind
nach wie vor nirgends beschädigt oder vernichtet . — Eine
spätere Meldung besagt : Der Brand der Lichten Moores kann
als beendet angesehen werden. Er hatte im ganzen 6000
Morgen Wald - und Moorgebiet ergriffen und ist nun bis aufeine Fläche von etwa 1000 Morgen eingeschränkt . — Nacheiner Meldung aus Lüneburg wurde nach Schießübungen
auf dem Lüneburg « Exerzierplatz gemeldet , daß ein Heide »
brand ausgebrochen fei , der sich über eine Fläche von etwa
100 Morgen erstrecke und den Hochwald bedrohe . Die Ent -
stehungsursache ist noch nicht bekannt, jedoch wird Unachtsam-
keit mit Feuer vermutet . Daß daS Feuer eine Folge de*
Schießübungen ist, wird nicht angenommen.



Börsen und Märkte
Wirtschaftliche Wochenschau nach dem Stande v»m 23 . Juli

Börse : Die rückläufige Bewegung an der Börse nahnt ihren
Fortgang . Besonders die Effektenmärkte standen erneut unter
Druck trotz der günstigen Aufnahme der deutschen Antwortnote
in der Garantiepaktsrage und trotz der voranschreitenden Räu -

inuiig des Ruhrreviers . Namentlich die wirtschaftliche Lage
beunruhigte . Dazu trugen die Meldungen über weitere Be *

triebsstilleguiigen im Kohlenbergbau und in der Schweriiidu -

strie wesentlich bei . Weiter herrschte beträchtliche Verstimmung
aus Anlah der Stinnesregulierung . die sich nur langsam und
unter Schwierigkeiten vollzieht . Auf dem Anleihemarkt haben
die Kurse trotz der überaus niederen und ganz unbefriedigen -
den Sätze für die Ablösung von Anleihen im Aufwertungs¬
gesetz sich gehalten . Die Entscheidung hatte doch das eine Gute ,
daß damit klare Verhältnisse geschaffen wurden und eine stetige
Beunruhignnffvquelle für die Börse sich schlotz . Das Schicksal
der alten Schulden steht jetzt, wenn auch nicht in den Einzel -

heiten , so doch im Prinzip fest .
Geldmarkt : Die Verhältnisse auf den Kapitalmärkten sind

überaus gedrückt . Die relative Erleichterung des Tagesgeld -
Marktes kann über die bestehende Spannung nicht hinwegtäu -

scheu. Auf den herannahenden Ultimo wurde der Geldmarkt
wieder versteift . Termingeld war stark gesucht . Die Knappheit
am Geldmarkt wurde noch dadurch vergrößert , daß größere
Beträge seitens der Landwirtschaft zur Finanzierung der neuen
Ernte aus dem Markt entnommen wurden .

Produktrnmarkt : Auf den Produktenmärkten blieben die
Umsätze klein . Die Preise waren ziemlich uneinheitlich . Die
von Amerika gemeldete Haussebewegung , die diesmal mehr
durch die Rührigkeit der Spekulation hervorgerufen wurde ,
wirkte auf die deutschen Märkte wenig ein . An der Berliner
Produktenbörse notierten Weizen 266 (+ 2 ), Roggen 192 (—34 ) ,
Winter - und Futtergerste 212 (—3) , Hafer 255 (+ 12) , Mark je
ßro Tonne und Mehl 35 >£ pro Dz .

Warenmarkt : Die Großhandelsindexziffer ist um 0,7 % auf
134,9 zurückgegangen . Die Absatzkrists in der Ruhrkohlenindu -
strie halt weiter an . Der Grund dafür besteht aber nicht nur

in der Konkurrenz der oberschlesischen wie ausländischen Kohle ,
sondern auch in dem geringen Beschäftigungsgrad in der Eisen »
industrie , bei der weitere Stillegungen unvermeidlich
utAVAi * vVJ/*» -K/t«-» Yalil/i «« -« Mitindustrie , bei der weitere Stillegungen unvermeidlich geworden
waren . Bei den letzten Hänteauktionen blieben die Preise im
großen und ganzen fest . Im Textilhandel ist das Geschäft leb-
basier .

StsAtssnzeiger
Nr . 76336 . BorauSzahlunge » auf die Ein »

kommensteuer 1925 .
An die Gemeinden , Kreise , Stiftungen .
Sparkassen und ihre Aufsichtsbehörden :
Der Reichsfinanzminister hat mit Entschließung vom 1.

Juli 1925 III e 4100 zugunsten der Steuerpflichtigen die

Grenze , bis zu der 10 v . H . abzüglich der Ermäßigungen nach
dem Familienstand an Einkommensteuervorauszcchlungen zu
entrichten sind , von 2000 RM . auf 3000 RM . vierteljährlich
festgesetzt . Infolgedessen haben die Gehaltsempfänger Vor -
auszahlungen nur noch dann zu leisten , wenn die Gehalts -
bezüge nach Absetzung des steuerfreien Lohnbetrages — für
daS zweite Kalendervierteljahr 200 RM ., künftig 240 RM .
für daSKalendervierteljahr — den Betrag von 3000 RM .
im abgelaufenen Kalendervierteljahr überstiegen haben .

Für die Einreichung der Boranmeldung gilt die gleite
— 1 Woche — wie für die Vorauszahlung .

rend bisher Vorauszahlungen nicht zu entrichten waren , wenn
sie 5 RM , im Vierteljahr nicht überstiegen haben , bleiben
künftig nur noch Beträge unerhoben , die 3 RM . nicht über -
steigen .

Karlsruhe , den 22 . Juli 1S25.
Der Minister des Innern ff >

Remmele

Dem Deutschen Ledermusenm in Offenbach wurde die Er -
laubnis zum Losvertrieb in Baden erteilt .

Karlsruhe , den 21 . Juli 1925.
Der Minister deS Inner »

I . V . LeerS

Bekanntmachung
Lehrkurs im Hufbeschlag an de»

staatlichen Hufbeschlagschule ».
Der nächste Lehrkurs an den staatlichen Hufbeschlagschulen

wird am 1 . September 1925 beginnen .
Gesuch « um Aufnahme sind alsbald an den Vorstand der -

jenigen Schule zu richten , welche der Gesuchsteller besuche»
will . Auskunst über die Aufnahmebedingungen , über die
Kosten des Unterrichts und über den Lehrplan ertei 'len auf
Anfrage die Bezirksämter .

Karlsruhe , den 22 . Juli 1925.
Der Minister des Innern

v R emmele

Bekanntmachung
Die abgesonderte Gemarkung

Jgelsbach .
Die zwischen der abgesonderten Gemarkung Jgelsbach und

der Stadtgemeinde Eberbach , Amtsbezirk Heidelberg , abge -
schlossene Vereinbarung über die Vereinigung der abgeson¬
derten Gemarkung mit der Stadtgemeinde Eberbach wurde ,
unter Aufhebung der gegenseitigen Gemarkungsgrenze , mit
Wirkung vom 1 April 1925 staatlich genehmigt .

Karlsruhe , den 20 . Juli 1925.
Der Minister des Inner »

Remmele

, Berkehr mit Kraftfahrzeuge »
hier

Internationale Fahrausweis «
für Kraftfahrzeuge .

Die Anhörung der Finanzämter vor der Ausstellung von
Internationalen Fahrausweisen und die Eintragung von Ber -
merken in dies« Ausweise sind in Zukunft nicht mehr erfor -
derliG nachdem das Steuerfluchtgesetz und die einschlägigen
Bestimmungen des Kapitalfluchtgesetzes außer Kraft getre -
ten sind .

Karlsruhe , den 17. Juli 1925.
Der Minister des Inner »

I . V >: Leers

GROSSE SCHWEIZER KUNSTAUSSTELLUNG
KARLSRUHE-BADEN / 19. Juli - 30. August 1925 .

STÄDTISCHE AUSSTELLUNGSHALLE KARLSRUHE
KUNST DES 19 . JAHRHUNDERTS UND DER GEGENWART

SONDERRÄUME - BOECKLIN • HODLER • DISTELI • TOEPFFER • u . a .

IM AULAGEBÄUDE DER TECHNISCHEN HOCHSCHULE
GEÖFFNET VON 10 UHR VORMITTAGS BIS 8 UHR ABENDS

«5>

Haushaltungsschule
des Badischen Frauenvereins vom Roten Kreuz

Karlsruhe . Herrenstrahe 39
Wiedereröffnung der Anstalt am Dienstag , de » 1 September 1925 .

An diesem Tage beginnen sowohl die HauShalt « « g » kurse fÄ » Internat «,
schülertnuen als auch die Koch futft für Stadtschittertn « «»» Gleichzeitig soll
der mit der Anstalt verbundene Mittagstisch wieder eröffnet werden . Anmel ,

düngen werden schon jetzt entgegengenommen . <1.535

Jede gewünschte Auskunst wird schriftlich oder mündlich erteilt durch den Bad .
Frauenverein vom Roten Kreuz , Kaiserallee 10, oder die Vorsteherin der HauS »

haltungsschule , Fräulein Wilhelm , Herrenstraße 3g.

Badische Bank
Mannheim — Karlsruhe D,sss

Hinterlegungsstelle für Mündel vermögen .

Holst. Meierei-
Tafelbutter

» glich frisch , versend , in 9PM .-
Poslpaketen unter Nachnahme

Franz Koch ,
Holsteini*cho Meiereien

gegründet 1S84 575
Westensee in Holstein .

II

Im Restegeschäft [379
Vittorlastraße 10 11

find Kleider , Blusen ,
w. W » a -

flanelt in großer Auswahl
eingetroffen .

9lcue Räder
für Herr«« und Damen , sowie
alle Ersatzteile erhalten Sie bei
Alb .T>itrringer ,Kronenstr .tS
Emaillirren , Bernickeln
jum Preise von 85 Mark .
(Sämtliche Reparaturen
übernehme ich bei promptester

Bedienung . ® .5S9

« ufp » »stern
von Matrake « und

DiwanS it . sonne » ettan
fertig ung besorgt reell u .

billig <3 -368

Albert Ernst , Tapezier
Steinstratze 21 .

Soeben erschienen:

Gtaaisumwölzung
Meuaukba« inVaden

<s£ itt Beitrag zur politischen
Geschichte Badens 1914/24

von

Adam Rommels
VadischerMinister des Jnnem

In dem lebendig und anschaulich geschriebenen

Buche wird in knapper zusammenfassender Form

geschildert , wie Staattumwälzung und Neuaustau

in Baden in den ebenso kritischen wie geschichtlich

denkwürdigen Jahren lS14 —24 vor sich gegangen ist

Preis geheftet M . 5.50, gebunden M . 7.50

Qu beziehen durch jede Buchhandlung

Verlag G . Braun , Karlsruhe i. D .

i Wiener Operette im städtischen Konzerthaus
Morgan Sonntag , 26 . Juli, abends 7 Uhr

Gräfin Mariza
; von Emmerich Kaiman

> Billetts von M . 1,70 —6 .30 bei F. Müller , Kaiserstr . ,
j Zigarren -ßronnert . Kaiserallee , Holzschuh , Werder - :

Straße 48 , und an der Tageskasse . @.548 •'

Montage Das Musikantenmädel

Wieden (bad. Schwarzwald)lonzutnmr
830 m ü . d . M . Telephon Todtnau 22

Für Sommeraufenthalt bestens empfohlen .

^ gute Verpflegung
Pensionspreis 5

@ .590 Der Besitzer : L. Stiefvater ,

Eigene Landwirtschaft . Anerkannt _
Mark .

Harmonium
2 Reg . . Mark
9 Reg . ; Made

ij Reg . . Mark

Zahlungserleichterung
K Frankolieferung 9*8' LANG
1

KliWfltf III : Tel. 1073
Salamander -Schuhbaas

„ ■iwtttnIII
IVllSklRltl

« Mannheini
0 . «. 6.

tt Co .,

Druck G . Braun , Karlsruhe .


	[Seite 844]
	[Seite 845]
	[Seite 846]
	[Seite 847]

